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einer Korrektur – benachteiligt sind nach gegenwärti-
gem Recht die westdeutschen Beitragszahler, nicht aber
die ostdeutschen Rentner.

Vorschläge zur Vereinheitlichung des deutschen Ren-
tensystems sollten deshalb nicht nur auf eine einheitliche
Rentenberechnung abzielen, sondern auch den ungerecht-
fertigten Vorteil der ostdeutschen Versicherten abbauen
und damit das Prinzip der Teilhabeäquivalenz wiederher-
stellen. Aktuell sind sehr verschiedene Vorschläge für den
Übergang zu einem einheitlichen Rentensystem in der Dis-
kussion. Drei von ihnen sollen im Folgenden näher vor-
gestellt werden.

Der aktuelle Vorschlag aus der Wissenschaft stammt
von BOMSDORF (2016). Er plädiert für eine zügige Ein -
führung eines einheitlichen Rentenrechts bis 2021, mit  
dis  kretio nären Eingriffen bei der Anpassung des ost -
deutschen Rentenwerts und des Höherwertungsfaktors.
Die Anpassung des Rentenwerts Ost an den aktuellen
 Rentenwert würde somit von der Lohnentwicklung abge-
koppelt werden und schrittweise in fünf Jahren erfolgen.
In der gleichen Frist ist der Höherwertungsfaktor abzu-
schmelzen. Für einen westdeutschen Bestandsrentner
würde sich in diesem Fall im Vergleich zum Status quo
nichts verändern, da der aktuelle Rentenwert nicht durch
diese Anpassung berührt wird. Für den ostdeutschen
Bestandsrentner hingegen steigen die Rentenauszah-
lungen, da seine vorhandenen Entgeltpunkte nun ein-
fach mit einem höheren Rentenwert bewertet werden.
Diese weiterführen de Verschärfung der ohnehin nicht ge-
rechtfertigten Besserstellung ostdeutscher Beitragsleis -
tungen ist mit dem Prinzip der Teilhabeäquivalenz nicht
vereinbar – abgesehen davon, dass in diesem Fall auch
zusätzliche Einnahmen für die Rentenversicherung generiert
werden müss ten, um die Anhebung des Rentenwerts zu
finanzieren.

Ein anderer Vorschlag stammt vom IFO INSTITUT und
soll diesem Umstand Rechnung tragen, indem schon er-
worbene, ostdeutsche Entgeltpunkte weiterhin mit einem
Rentenwert Ost bewertet werden [vgl. RAGNITZ (2012)]. Erst
die Entgeltpunkte, welche nach einem festgelegten Stich-
tag auf Basis eines gesamtdeutschen Durchschnittent-
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Über 25 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung fußt
die Rentenberechnung in Ost- und Westdeutschland noch
immer auf unterschiedlichen Kenngrößen. Im Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SDP von 2013 haben
sich die Regierungsparteien erneut für ein einheitliches
Rentenrecht ausgesprochen, welches ab 2020 in Kraft
 treten soll [vgl. KOALITIONSVERTRAG (2013)]. Dabei stehen
vor allem ein einheitlicher aktueller Rentenwert und die
Abschaffung der Höherbewertung der Entgeltpunkte in
Ostdeutschland im Mittelpunkt der Diskussion.

Nach der deutschen Wiedervereinigung wurde das ost-
deutsche Rentensystem so konstruiert, dass sich der ost-
deutsche Rentenwert mit angleichenden Löhnen auf den
aktuellen Rentenwert erhöhen und der Höherwertungs-
faktor im gleichen Maße sinken sollte. Auf diese Weise
sollte erreicht werden, dass sich mit gleichem Lohn -
niveau in Ost- und Westdeutschland auch gleiche Renten
und Rentenanwartschaften einstellten. Die Angleichung der
Löhne stagniert jedoch seit einiger Zeit – und über 25 Jahre
nach der deutschen Wiedervereinigung sind zwei getrennte
Systeme nicht mehr zu rechtfertigen.

Unterstellt man, dass der Rentenwert Ost auch in
 Zukunft bei 92,6 % des aktuellen Rentenwerts bleibt,
hat ein ostdeutscher Versicherter, der seit der Wende
jährlich einen Entgeltpunkt erhalten hat, 2016 in Rente
geht und für seine restliche Lebenserwartung Rente be-
zieht, eine ca. 16 Prozentpunkte höhere Rendite (Ren-
tenzahlungen in Relation zu eingezahlten Beiträgen) als
das westdeutsche Äquivalent. Dabei greifen zwei gegen-
läufige Effekte. Zum einen musste der ostdeutsche Ver -
sicherte durch die Höherwertung des ostdeutschen 
Einkommens, welche sich nach der Relation der Durch-
schnittlöhne in Ost- und Westdeutschland richtet, gerin-
gere Beitragszahlungen leis ten, um einen Entgeltpunkt zu
erhalten. Dieser Umstand wirkt renditesteigernd für den
Ostdeutschen. Zum anderen werden die Entgeltpunkte
Ost zwar mit einem niedrigeren Rentenwert Ost be -
wertet, was die Rendite für den ostdeutschen Versicher-
ten senkt. Jedoch ist die Angleichung der Rentenwerte
aus politischen Gründen stärker vorangetrieben worden
als die Angleichung der Durchschnittslöhne, weshalb
der erste Effekt überwiegt. Diese Besserstellung ost-
deutscher Rentner widerspricht eklatant dem der Ren-
tenversicherung zugrundeliegenden Prinzip der Teilhabe -
äquivalenz (= gleiche Höhe der Rentenzahlungen bei
gleicher Höhe der Beitragsleistungen) und bedarf daher
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gelts erworben werden, wären danach mit dem gelten-
den aktuellen Rentenwert zu bewerten. Da ein Bestands -
rentner keine „neuen“ Entgeltpunkte erwirtschaftet, bleibt
seine Rente im Vergleich zum Status quo unverändert;
die vollständige Angleichung des Rentenrechts würde
 allerdings erst nach 45 Jahren (oder, bei schnellerer Lohn -
konvergenz, zum Zeitpunkt vollständiger Lohnangleichung
erreicht). Mit Blick auf das Prinzip der Teilhabeäquivalenz
ist dieser Vorschlag dennoch positiv zu bewerten.

Der genannte Nachteil dieses Vorschlags ließe sich
umgehen, wenn man einen Vorschlag des SACHVERSTÄN-
DIGENRATS ZUR BEGUTACHTUNG DER GESAMTWIRTSCHAFTLICHEN

ENTWICKLUNG (SVR) umsetzen würde. Dieser schlägt in
seinem Jahresgutachten 2008/09 eine einkommens -
neutrale Umrechnung aller rentenrechtlichen Größen in
Ost- und Westdeutschland vor [vgl. SVR (2008)]. Dieses
Vorge hen entspricht einer einkommensneutralen Anpas-
sung der Entgeltpunkte und würde zu sofortigen einheit -
lichen, ren tenrechtlich relevanten Größen führen. Zum
Status quo würde dadurch, unter der Annahme per -
sistenter Lohnunterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland, niemand schlechter gestellt, aber eben auch
nicht ungerecht fertigt besser gestellt werden.

Möchte die Politik das der Rentenversicherung zugrun-
de liegende Prinzip der Teilhabeäquivalenz wahren, sollte
sie sich nicht zu Rentengeschenken verleiten lassen, son-
dern eine Rentenüberleitung nach dem Vorschlag des
Sachverständigenrats anstreben.
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